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Werben für offene Märkte
Finanzminister Olaf Scholz beim G20-Treffen in Buenos Aires
Finanzminister Olaf Scholz (r.) und Bundesbankchef Jens Weidmann. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/dpa/mc) - Mit einem Credo für freien Handel gab Olaf Scholz (SPD) seine Visitenkarte beim G20-Treffen der Finanzminister und Notenbankenchefs in Buenos Aires ab. Bei dem ersten internationalen Auftritt seit seinem Amtsantritt am Mittwoch der Vorwoche sagte der neue Bundesfinanzminister gegenüber Journalisten: „Wir müssen dafür Sorge tragen, dass jetzt nicht Protektionismus die Landschaft der Welt bestimmt, sondern dass es weiterhin offene Märkte sind. Der Wohlstand von uns allen hängt davon ab.“
Scholz warb dafür, an frühere G20-Erklärungen anzuknüpfen, die sich wie beim Gipfel in Hamburg 2017 gegen Protektionismus und für freien, fairen Handel ausgesprochen hatten. Der Finanzminister reagierte im Übrigen zurückhaltend auf den Optimismus von Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU), den Streit um US-Strafzölle bald zu lösen. „Wichtig ist, dass wir miteinander reden“, sagte Scholz, der während des Treffens in der argentinischen Hauptstadt auch Gelegenheit hatte, mit seinem US-amerikanischen Amtskollegen Steven Mnuchin zu sprechen. Ob er - wie Altmaier - optimistischer sei als noch vor einigen Tagen, wollte Scholz nicht sagen.
Bundesbankchef Jens Weidmann warnte vor dem Risiko eines Handelskriegs und negativen Folgen für den konjunkturellen Aufschwung. „Es ist klar, dass eine solche Eskalation am Ende nur Verlierer kennen würde“, betonte er. „Insofern war die vorherrschende Meinung, dass Konflikte im bestehenden regelbasierten Handelssystem gelöst werden sollen.“
Auch Scholz sagte, es gebe eine große Sorge, wenn es zu einer Eskalation käme und Handelskriege die Zukunft bestimmen würden. Umso wichtiger sei, dass das Signal gegen protektionistische Tendenzen immer wieder gesendet werde. Niemand mache sich aber etwas vor über die Interessengegensätze. Scholz rechnete mit keiner raschen Entspannung. Umso wichtiger sei daher der Dialog der G20-Staaten, der wichtigsten Wirtschaftsmächte der Welt. „Was gelungen ist, ist, dass gesprochen wird. Wer weiß, wie kompliziert die Welt ist, weiß, dass das immerhin ein Fortschritt ist.“
Unterstützung kam von Brasiliens Finanzminister Henrique Meirelles: „Frühere Erfahrungen haben gezeigt, dass protektionistische Maßnahmen nicht positiv sind.“ Die EU und der Mercosur wollen ungeachtet der jüngsten Entwicklungen weiter an einer Freihandelszone arbeiten und den Warenaustausch für mehr als 800 Millionen Menschen stärken.
Argentinien hatte Ende 2017 von Deutschland die G20-Präsidentschaft übernommen. Seit einigen Monaten ist Jürgen Christian Mertens neuer deutscher Botschafter in Argentinien - er hat Erfahrungen mit großen Gipfeln, war Protokollchef des G20-Gipfel 2017 in Hamburg, der von einer Gewalteskalation überschattet wurde. Das brachte Scholz als damaligen Hamburger Bürgermeister massiv unter Druck. Der nächste G20-Gipfel soll vom 30. November bis 1. Dezember in Buenos Aires stattfinden. Schon beim Finanzministertreffen demonstrierte die Polizei mit Wasserwerfern und Panzerwagen Stärke vor dem abgeriegelten Konferenzgelände in Recoleta.
Für Scholz war Buenos Aires kein Neuland: Bereits in den 1980er Jahren war er schon einmal hier als Vizechef der Union der Jungsozialisten. 2013 traf er hier seinen damaligen Bürgermeister-Amtskollegen und heutigen Präsidenten Mauricio Macri. Diesmal weilte Scholz nur 36 Stunden am Río de la Plata. Und dies unter erschwerten Bedingungen: Bei der Ankunft tobte ein Gewitterunwetter über der argentinischen Hauptstadt.
Argentinien
Konfrontation mit Trump vermieden
Abschlusskommuniqué der Finanzminister und Notenbankenchefs
Das Konferenzzentrum CEC in Recoleta. (Foto: dpa)
Buenos Aires (dpa/mc) - Die G20-Staaten haben sich nach ihrem Finanzminister-Treffen in Argentinien nicht auf die Verurteilung von Donald Trumps Strafzöllen verständigen können. In der Abschlusserklärung gingen sie nicht auf die Zölle ein, sondern hoben lediglich den internationalen Handel als Wachstumslokomotive hervor.
„Internationaler Handel und Investitionen sind wichtige Motoren für Wachstum, Produktivität, Innovation, Arbeitsplätze und Entwicklung“, hieß es am Dienstag im Abschlusskommuniqué des Treffens der Finanzminister und Notenbankenchefs der G20-Mitglieder in Buenos Aires. Wirtschaftliche und geopolitische Spannungen sowie die jüngst erlebten Schwankungen auf den Märkten könnten ein Risiko für den Wirtschaftsaufschwung darstellen.
Die Finanzminister vermieden es, in ihrer gemeinsamen Erklärung den Protektionismus beim Namen zu nennen. Es wurde jedoch die Abschlusserklärung des Hamburger G20-Gipfeltreffens vom Juli 2017 bekräftigt. Damals wurde betont, der Protektionismus einschließlich aller unfairen Handelspraktiken sei zu bekämpfen, aber unter Anerkennung der Rolle rechtmäßiger Handelsschutzinstrumente. Es seien weitere Gespräche notwendig, um den Beitrag des Handels zu stärken, erklärten die Finanzminister in der argentinischen Hauptstadt.
„Wir sehen nicht, dass wir vor einem weltweiten Handelskrieg stehen“, sagte Argentiniens Finanzminister Nicolás Dujovne auf der Abschluss-Pressekonferenz. Die USA hätten nur auf einem geringen Sektor ihres Außenhandels Strafzölle erhoben. Die Sprache von Hamburg sei erhalten worden in der Ablehnung von starken Abwertungen, um Handelsvorteile zu erreichen, sagte Dujovne.
US-Präsident Donald Trump hatte wegen niedriger Stahlpreise im Zuge einer weltweiten Überproduktion Strafzölle von 25 Prozent auf Stahlimporte und 10 Prozent auf die Einfuhr von Aluminium erhoben. Mit Kanada, Mexiko, Südkorea, Brasilien, Russland, der Türkei Japan und Deutschland gehören die wesentlichen Stahlexporteure in die USA alle zum Kreis der G20.
Die G20-Finanzminister begrüßten den Bericht der OECD über die Fragen, die der weltweite Anstieg des digitalen Handels aufwirft. „Die Auswirkungen der Digitalisierung der Wirtschaft auf das internationale Besteuerungssystem bleibt eine der offenen Schlüsselfragen“, heißt es in der Abschlusserklärung. Eine auf Konsens basierende Vereinbarung soll bis 2020 erreicht werden.
Die EU will einem Gesetzentwurf zufolge künftig drei Prozent Umsatzsteuer für große Internetkonzerne in Europa veranschlagen. Mit dem Vorschlag soll das Problem behoben werden, dass Unternehmen wie Google und Facebook in den meisten EU-Ländern keine versteuerbaren Firmensitze haben.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Franziskus bittet um Nachsicht
Buenos Aires (AT/mc) - Papst Franziskus hat seinen Landsleuten einen ungewöhnlichen Brief gesandt: „Ich möchte euch sagen, dass die Liebe zu meinem Vaterland in mir immer noch stark ist“, so das Oberhaupt der Katholischen Kirche in einem offenen Schreiben anlässlich des fünften Jahrestages seiner Wahl zum Papst.
Des Weiteren schrieb er: „Diejenigen, die sich durch einige meiner Gesten beleidigt fühlen könnten, bitte ich um Entschuldigung.“ Er wolle nur Gutes tun, mache aber wie alle Menschen Fehler. In Argentinien wurde Franziskus vor allem deswegen kritisiert, weil er seit seinem Amtsantritt zwar mehrere lateinamerikanische Länder besuchte, sein Heimatland dabei jedoch stets ausgeklammert hatte. Zuletzt war er Anfang des Jahres in Chile und Peru.
In seiner Botschaft ermunterte der Papst seine Landsleute, sich für Gerechtigkeit und Brüderlichkeit einzusetzen. Zugleich rief er dazu auf, „das Leben zu verteidigen“, und erneuerte somit angesichts der aktuellen Abtreibungsdebatte in Argentinien die konservative Position der katholischen Kirche zum Thema Schwangerschaftsabbruch.
Cristóbal López auf freiem Fuß
Umstrittene Entscheidung: Das Bundeskammergericht entschied vor wenigen Tagen, den Unternehmer Cristóbal López aus der Untersuchungshaft im Gefängnis Ezeiza zu entlassen. Auch López‘ Geschäftspartner Fabián De Sousa ist vorerst auf freiem Fuß. Die zuständigen Richter Jorge Ballestero und Eduardo Farah bestimmten zudem, den Tatvorwurf von „Betrug am Staat“ auf „Steuerhinterziehung“ abzuwandeln. López, der während der Kirchner-Jahre sein Vermögen beträchtlich vergrößerte, wird bezichtigt, sich Pesos in Milliardenhöhe in die eigene Tasche gesteckt zu haben, die dem Steueramt AFIP zustanden. Konkret geht es um den Vorwurf, dass López‘ Firma Oil Combustibles die Mineralölsteuer nicht an den Fiskus weitergeleitet habe. Präsident Mauricio Macri kritisierte die Entscheidung des Gerichts: „Das empört uns. López hat die Steuermittel einbehalten, um sich damit andere Dinge zu kaufen“, so der Staatschef. Die Nationalregierung wie auch das Steueramt kündigten an, den Richterspruch anzufechten.
Schweizer Konto
Die Familie des inhaftierten Bauunternehmers Lázaro Báez besaß ein Konto in der Schweiz mit 21 Millionen US-Dollar. Dies geht aus Unterlagen hervor, die Schweizer Behörden auf Anfrage dem zuständigen argentinischen Staatsanwalt Sebastián Casanello übersandten und die vor wenigen Tagen vom Fernsehsender América 24 veröffentlicht wurde. Konkret gezeigt wurde ein Kontoauszug bei der Bank „Lombard Odier“ aus dem Jahr 2012, das auf den Namen der panamaischen Briefkastenfirma „Fromental Corporation“ lief, als deren Inhaber wiederum die Báez-Kinder Martín, Luciana, Melina und Leandro geführt wurden. Die Zeitung „Clarín“ berichtet zudem darüber, dass in den Bankunterlagen explizit auf die Geschäftsbeziehungen zwischen Lázaro Báez und dem Ex-Präsidenten Néstor Kirchner hingewiesen worden sei, ohne dies jedoch näher zu belegen. Báez, der seit April 2016 in U-Haft sitzt, wird vorgeworfen, hohe Schmiergelder bezahlt zu haben, um Zuschläge für öffentliche Bauprojekte zu erhalten (wir berichteten).
Ende der Zwei-Pesos-Scheine
Der Zwei-Pesos-Schein wird bald nur noch Sammlerwert haben. Nach einem Beschluss der Zentralbank soll die wertmäßig geringste argentinische Banknote bis zum 27. April aus dem Zahlungsverkehr gezogen sein. Bis dahin haben die Bürger noch Zeit, die Scheine entweder umzutauschen in Münzen oder sie auf ein Bankkonto einzuzahlen. Die landesweit rund 5000 öffentlichen und privaten Bankfilialen sind bis dahin zur Annahme verpflichtet. Die Entscheidung trägt der Inflation Rechnung. So hat der Zwei-Pesos-Schein seit seiner Einführung 1992 rund 3490 Prozent an Wert eingebüßt. Mit anderen Worten: Zwei Pesos von damals entsprechen 70 Pesos von heute. Die Scheine, auf denen der Kopf des einstigen Präsidenten Bartolomé Mitre (1821 bis 1906) abgebildet ist, waren zudem oftmals in einem schlechten, abgegriffenen Zustand. Zu den Maßnahmen, mit denen die Nationalregierung die Währung an die Inflation anpassen will, zählt auch die Einführung eines 1000-Pesos-Scheins im Dezember vorigen Jahres. Die Banknote ist in Gelb- und Orangetönen gehalten und zeigt einen Töpfervogel.
Ziel: Denkmal für Carl Lutz
In La Plata gibt es derzeit Bestrebungen, den Schweizer Judenretter Carl Lutz mit einem Denkmal zu ehren. Einen entsprechenden Antrag im Senat der Provinzhauptstadt stellte der Abgeordnete Juan Manuel Pignocco von der Kirchner-treuen „Siegesfront“ (FpV). „Carl Lutz war ein Mensch, der die Welt auf stille Weise verändert hat, und der zu Lebzeiten in seinem Land nicht anerkannt wurde“, so der Initiator. Lutz rettete während seiner Dienstzeit als Schweizer Diplomat in Budapest rund 62.000 Juden vor dem Holocaust. Er erreichte dies durch ein System von Schutzbriefen. In der Nachkriegszeit kämpfte Lutz in seinem Heimatland vergeblich um die staatliche Anerkennung seiner Leistungen. Im vorigen Jahr erinnerte die Schweizer Botschaft in Argentinien mit einer Ausstellung an das Wirken des 1975 verstorbenen Diplomaten. Dadurch ließ sich Pignocco inspirieren. Sein Vorschlag sieht ein Denkmal an prominenter Stelle vor: Gegenüber dem Teatro Argentino, wo sich bereits die Büste eines weiteren Judenretters, des Schweden Raoul Wallenberg, befindet.
Inés Weinberg nominiert
Buenos Aires (AT/mc) Präsident Mauricio Macri will dem Senat Inés Weinberg de Roca als neue Generalstaatsanwältin vorgeschlagen. Damit die deutschstämmige Juristin (69) das Amt antreten kann, muss das Oberhaus des Kongresses indes noch mit Zweidrittelmehrheit zustimmen. Der Posten wurde zuletzt kommissarisch von Eduardo Casal bekleidet. Zuvor war die noch von der Kirchner-Regierung eingesetzte Alejandra Gils Carbó im Zuge von Amtsmissbrauchsvorwürfen Ende 2017 zurückgetreten.
Weinberg, die früher beim Argentinischen Tageblatt die „Juristische Ecke“ gestaltete, blickt auf eine exzellente Karriere an lokalen und internationalen Gerichten zurück. So war sie an den Internationalen Strafgerichtshöfen für Ruanda und das ehemalige Jugoslawien sowie am Berufungsgericht der UNO tätig. Hierzulande fungierte sie zuletzt als Richterin des Obersten Gerichtshofs der Stadt Buenos Aires.
Die Zeitung „La Nación“ sieht die Initiative Macris als Folge von dessen Unzufriedenheit mit jüngsten Entscheidungen der Bundesjustiz: der Aufhebung der U-Haft für den Unternehmer Cristóbal López sowie dem Widerruf der Zuständigkeit der Strafkammer Nr. 9, die alle drei Prozesse gegen Ex-Präsidentin Cristina Kirchner führen sollte. Macri wolle von daher nun mit Weinberg eine Juristin zur Chefin der Staatsanwälte machen, die nicht aus den Reihen der Bundesjustiz komme.
(AT/mc)
Meinung
Überfüllte Gefängnisse
Von Juan E. Alemann
Die bestehenden nationalen und Provinzgefängnisse haben in den meisten Fällen mehr Häftlinge, als sie zu angemessenen Bedingungen unterbringen können. Außerdem kommen ständig neue hinzu, wie es bei der intensiven Bekämpfung des Drogenhandels und des Verbrechertums im allgemeinen, nicht anders sein kann. Die Bundesregierung und die der Provinzen stehen unter Zugzwang.
In diesem Sinn hat die Nationalregierung die Initiative eingeleitet, all diejenigen, die sich für Hausarrest qualifizieren, nach Hause zu schicken. Es handelt sich um 22 schwangere Frauen, 443 Frauen mit kleinen Kindern, 92 Schwerkranke, 99 Menschen von über 70 Jahren und 85 andere. Hinzu kommen dann noch weitere 695 Gefangene, die entweder als ungefährlich betrachtet werden oder zwei Drittel ihrer Haftzeit abgesessen haben und sich dabei gut benommen haben.
Menschenrechtsorganisationen haben sofort Protest in den Fällen vorgebracht, in denen es sich um Militärs handelt, die wegen Verletzung der Menschenrechte verurteilt wurden. Doch das Gesetz sieht keinen Unterschied vor und macht die Gewährung des Hausarrests nur davon abhängig, dass der Betroffene nicht weiter die Verbrechen verüben kann, wegen denen er verurteilt wurde. Die alten Offiziere der Streitkräfte haben gewiss keine Möglichkeit in diesem Sinn. Dennoch verweigern die Richter vielen von ihnen den Hausarrest. Letzte Woche wurde der Hausarrest von Miguel Etchecolatz, dem ehemaligen Polizeichef der Provinz Buenos Aires, von einem Gericht aufgehoben, obwohl er 88 Jahre alt und schwerkrank ist. Hass und Rache hatte hier Vorrang vor Recht. Und das sollte nicht sein. Die Verfassung ist eindeutig. Der diesbezügliche Artikel weist darauf hin, dass es bei der Haftstrafe nicht um Bestrafung geht, sondern um Sicherheit, also Schutz der Bevölkerung vor Verbrechern. Das scheinen viele Richter, Politiker u.a. nicht verstanden zu haben.
Der Bau neuer Gefängnisse ist sehr teuer und würde die Staatsfinanzen belasten, was bedenklich ist. Eine Ausnahme wäre die vorgesehene Erweiterung der Haftanstalt von Ezeiza bei gleichzeitiger Schließung der von Villa Devoto in der Bundeshauptstadt. Die Finanzierung übernimmt dabei die Stadtverwaltung, die dann den Betrag durch Verkauf von Grundstücken auf dem Gebiet des Gefängnisses, und auch durch die Aufwertung der Immobilien der Gegend (was höhere Stadtsteuern mit sich bringt) wieder einbringt. Ob die Rechnung aufgeht, sei dahingestellt.
Es gibt auch andere Möglichkeiten. Eine wäre die Zulassung privater Haftanstalten, wie sie in Großbritannien, den USA u.a Ländern schon bestehen. Das steht jedoch in Argentinien nicht einmal zur Diskussion, obwohl private Betreiber die Behandlung der Häftlinge, damit sie sich wieder in die Gesellschaft eingliedern können, bestimmt besser als der Staat vollziehen würden.
Eine weitere Möglichkeit, die ebenfalls nicht einmal erwogen wird, ist die Umwandlung von geschlossenen Militärgarnisonen in Gefängnisse. Diese eignen sich besonders für junge Menschen, und vor allem Drogensüchtige, bei denen es grundsätzlich um Heilung und Eingliederung in die Gesellschaft geht. Diese Gelände verfügen über Land, das für sportliche Tätigkeiten und auch für Anbau von Gemüse und Obst eingesetzt werden kann. Die Heilung von Rauschgiftsüchtigen schließt auch intensive körperliche Tätigkeiten ein, also Sport und Landarbeit.
Die tiefere Problematik der Gefängnisse und der Eingliederung der entlassenen Häftlinge in die Gesellschaft wird unter den Teppich gekehrt. Doch es handelt sich um ein wichtiges Thema, das gründlich durchdacht werden muss.
Meinung
Im Blickfeld: Wladimir IV.
Von Stefan Kuhn
Es war ein erwarteter Sieg. Wladimir Putin ist zum vierten Mal zum russischen Präsidenten gewählt worden. Das Rekordergebnis von mehr als 76 Prozent der Stimmen mag man bezweifeln, aber der deutliche Erfolg des amtierenden Präsidenten gibt wohl eindeutig die Stimmung im Land wieder. „Für Putin. Wen sonst?“, rief ein Wähler nach dem Urnengang dpa-Journalisten zu. Das ist die zentrale Frage der russischen Politik im 21. Jahrhundert.
Etwa Pawel Grudinin, der für die Kommunistische Partei antrat und auf 11,8 Prozent der Stimmen kam? Wladimir Schirinowski, der rechtsextreme Dauerkandidat mit seinen 5,7 Prozent? Im Prinzip sind das Zählkandidaten, die hinter Putins Politik stehen. Sie geben sich noch nationalistischer als der Präsident und verhelfen ihm zu einem fast schon gemäßigten Image. Als Zählkandidatin galt auch die 36-jährige TV-Moderatorin Xenija Sobtschak. Sie trat im Wahlkampf mit Putin-kritischen Aussagen auf. Vermutlich hat auch das mit dazu beigetragen, dass sie nur auf 1,7 Prozent der Stimmen kam. Der Hauptgrund war allerdings, dass sie keine politische Erfahrung hat. Mal abgesehen davon, dass sie die Tochter des früheren St. Petersburger Bürgermeisters Anatoli Sobtschak ist. Der im Jahr 2000 verstorbene Sobtschak galt als politischer Ziehvater Wladimir Putins.
Dass Xenija Sobtschak im Wahlkampf die Korruption unter Putin anprangerte und die Annektierung der Krim kritisierte, muss man nicht so ernst nehmen. Das sollte wohl symbolisch dafür stehen, dass es bei der Wahl auch oppositionelle Alternativen gab. Darunter fällt auch der Dauerkandidat Grigori Jawlinski. Der liberale Vater der russischen Marktwirtschaft ist schon zum dritten Mal dabei, kandidierte erstmals 1996 gegen Boris Jelzin und erreichte damals mit 7,3 Prozent einen Achtungserfolg. Mehr wurde es nie. Am Sonntag kam Jawlinski nach Sobtschuk auf Rang fünf.
Am meisten kritisiert wurde im Vorfeld der Wahl die Nichtzulassung des Regimekritikers Alexei Nawalny. Das war ein Eigentor von Putin, denn es wirft ein schlechtes Licht auf den gesamten Urnengang. Der Präsident hatte vor den Wahlen dafür gesorgt, dass Vorbestraften per Gesetz das passive Wahlrecht verwehrt wird. Das gilt zwar in vielen anderen Ländern auch, aber der Zeitpunkt suggeriert, dass es in Russland eine „Lex Nawalny“ war. Der Ausschluss Nawalnys ist unverständlich. Er macht ihn stärker, als er es nach dem Urnengang gewesen wäre. Vermutlich hätte er sogar deutlich hinter dem KP-Kandidaten Grudinin gelegen. Jetzt könnte Nawalny von bis zu 32 Prozent fantasieren. So viel sind nämlich offiziell den Urnen fern geblieben, und Nawalny hatte zum Wahlboykott aufgerufen.
Vermutlich waren es noch mehr, denn die meisten der rund 3000 registrierten Unregelmäßigkeiten bei der Wahl dienten der Beschönigung der Wahlbeteiligung. Putins größte Sorge waren nicht seine Gegner, sondern dass eine niedrige Wahlbeteiligung seinen Sieg relativieren könnte. Vor den Wahlen gab es enorme Bemühungen, die Menschen an die Urnen zu bringen. Aber auch das war nicht unbedingt eine gute Idee. Ohne diese Kampagne hätte man eine schlechtere Beteiligung mit schlechtem Wetter und dem sicheren Sieg Putins erklären können. Jetzt muss man davon ausgehen, dass vor allem Putin-Gegner den Urnen ferngeblieben sind.
Seit dem Zerfall der Sowjetunion gab es nur eine Präsidentschaftswahl, die nicht im ersten Wahlgang entschieden wurde. 1996 musste sich der amtierende Präsident Boris Jelzin dem Kommunisten Gennadi Sjuganow in einer Stichwahl stellen. Sjuganow kam damals auf etwas über 40 Prozent. Überraschend war das gute Abschneiden des Kommunistenchefs nicht. In Russland herrschte ein wilder Kapitalismus, Jelzin schien nicht Herr der Lage, und viele wünschten sich die geordneten Verhältnisse sowjetischer Zeiten zurück.
Sjuganow erreichte auch vier Jahre später mit fast 30 Prozent ein beachtliches Ergebnis. Sein damaliger Gegner war Wladimir Putin, der bei seiner ersten Kandidatur auf 53 Prozent kam. Seither gibt es keine Gegner mehr. Das liegt zum einen daran, dass Putin restriktiv mit politischen Gegnern umgeht. Es gibt Demonstrationsverbote, Gerichte verurteilen Regimegegner. Ein düsteres Kapitel sind Morde an Journalisten, Politikern und Abtrünnigen. Auch wenn die Spuren nicht direkt in den Kreml führen sollten, sind diese Morde mit dem Putin-Regime verbunden. Sie hängen mit dem Korruptionssumpf, der Günstlingswirtschaft und dem geringen Risiko, dafür zur Verantwortung gezogen zu werden, zusammen.
Auf der anderen Seite hat Putin wirklich keine ernsthaften Gegner. Er hat Russland nach Ansicht vieler wieder groß gemacht. Eine breite Mehrheit der Bevölkerung ist wieder stolz auf ihr Land. Das hat große Bedeutung, denn der Zerfall der Weltmacht Sowjetunion wird immer noch als Demütigung empfunden. In der Putin-Ära wurden auch regionale Konflikte wie der Tschetschenien-Krieg weitgehend gelöst. Dass dies mit militärischer Gewalt geschah, stößt nur im Ausland auf Kritik. Innenpolitisch ist das ebenso ein Pluspunkt für Putin wie die Annektierung der Krim oder die Besetzung georgischen Staatsgebiets mit russischer Bevölkerungsmehrheit. Putins Wahlsieg spiegelt wohl deutlicher die Stimmung im Land wider als der des US-Präsidenten Donald Trump.
Meinung
Randglossen
Zum ersten Mal in der argentinischen Geschichte sind drei ehemalige Präsidenten Mitglieder des nationalen Senats: Carlos Saúl Menem aus der Provinz La Rioja, Adolfo Rodríguez Sáa aus der Provinz San Luis, allerdings nur wenige Tage im Verlauf einer politischen Krise, und Cristina Elisabet Fernández de Kirchner, die ganze zwei Mandate in Folge ausübte und als Senatorin das Privileg genießt, in ihren zahlreichen Korruptionsprozessen nicht vor Gericht erscheinen zu müssen, solange der Senat nicht mit Zweidrittelmehrheit ihre Immunität aufhebt. In den Vereinigten Staaten dürfen Präsidenten ihr Amt nur zwei Mal in Folge ausüben, wie unlängst Barack Obama, und dann nie wieder kandidieren. In der Folge dieses eigenartigen und erstmaligen Zustandes, mischen die drei Expräsidenten bzw. Präsidentin, nach wie vor in der Tagespolitik aktiv mit.
“Heimat“ war noch vor einigen Jahren reserviert für Musikantenstadl, Bergdoktor und natürlich Bayern. Nun ist der Begriff bis ins die höchste Regierungsebene aufgestiegen - zusammen mit Horst Seehofer. Und mit beiden weiß niemand so wirklich etwas anzufangen. Der ehemalige bayrische Ministerpräsident gab seinen Posten nach dem jahrelangen Machtkampf mit Markus Söder nicht ganz freiwillig und nicht ohne Verbitterung auf. In Bayern wurde Seehofer gegangen, die Frage war nur: Wohin soll er gehen? Denn dass ein Horst Seehofer mit 68 Jahren wie die meisten Deutschen in den Ruhestand eintreten könnte, scheint nie eine ernsthafte Option gewesen zu sein. Vielleicht liegt über dem neugeschaffenen Ministerium ja ein Hauch von Altersheim, der im Wort „Heimat“ mitschwingt. Die Themensetzung jedenfalls würde auch passen.
Mit seinen Worten, der Islam gehöre nicht zu Deutschland, hat Seehofer gleich zu Beginn seiner Amtszeit für Furore gesorgt und eine schier endlose „Ja, Nein,Vielleicht“-Debatte ausgelöst. Damit macht der neue Minister des Innern, für Bau und Heimat deutlich, worin er seine Aufgabe sieht: In der Ausgrenzung. Seehofer will denen Bestätigung geben, die das Gefühl haben, ihre Identität und ihr Lebensstandard würden von „dem Fremden“ bedroht. Die Krux der neu erwachten Heimatgefühle scheint zu sein, gegen Ausländer wettern, bevor es andere tun. Ausgrenzungsministerium, Beschäftigungsministerium - man hätte auch andere Namen finden können. Doch die Bedeutung ist nun schon etwas deutlicher geworden: Die AfD mag noch nicht in der Regierung angekommen sein, ihre Politik ist es bereits.
Wirtschaft
Hohes Handelsbilanzdefizit im Februar
Die Handelsbilanz wies im Februar ein Defizit von u$s 903 Mio. aus, 314% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 7% unter dem von Januar 2018. Im 1. Bimester sind es schon u$s 1,87 Mrd. Das Defizit dauert jetzt schon 14 Monate in Folge, nachdem vorher ein Überschuss die Regel war. Im Haushaltsgesetz für 2018 wurde ein Handelsbilanzdefizit von u$s 5,6 Mrd. für das ganze Jahr vorgesehen, was voraussetzt, dass sich die Lage ab Februar stark verbessert. Indessen werden die Exporte von Getreide und Ölsaat wegen der Dürre wesentlich niedriger als vorgesehen ausfallen.
Die Exporte lagen im Februar mit u$s 4,29 Mrd. um 10,1% über dem Vorjahr. Doch die Importe lagen mit u$s 5,20 Mrd. um 26,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Bei den Exporten fand eine Zunahme von 13,8% bei Rohstoffen (Landwirtschaft & Bergbau) statt, aber eine Abnahme bei verarbeiteten landwirtschaftlichen Produkten von 0,4%. Bei reinen Industrieprodukten setzte eine Zunahme von 9,1% ein, und bei Brennstoffen und Energie eine von 83,6%. Bei den Importen stiegen die von Kapitalgütern um 7,3%, von Zubehör- und Ersatzteilen von Kapitalgütern um 39,8%, von Gütern für die Weiterverarbeitung um 35,4%, von Konsumgütern um 23,3% und von Brenn- und Schmierstoffen um 30,8%.
Im Februar 2018 betrugen die Exporte nach Brasilien u$s 776 Mio. (+29,5%) und die Importe u$s 1.495 Mio. (+21,5%), was ein Defizit von u$s 719 Mio. ergibt. Der Konjunkturaufschwung Brasiliens hat sich für Argentinien leicht positiv ausgewirkt. Die Exporte nach China betrugen u$s 269 Mio. und die Importe u$s 1.022 Mio., was ein Defizit von u$s 753 Mio. ergibt. Wenn man noch das Defizit mit den USA von u$s 186 Mio. hinzuzählt, gelangt man bei diesen drei Ländern zu einem Defizit von u$s 1650 Mio. Diese drei Länder nahmen im Feburar 30,7% der Exporte auf, und lieferten 57,3% der Importe.
Wirtschaft
BIP-Zunahme 2017: 2,9%
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist 2017 um 2,9% gestiegen, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Es war die höchste Zunahme seit 2011, wobei ausserdem sechs Quartale in Folge mit Zunahmen stattfanden. 2016 wies das BIP einen Rückgang von 1,8% aus (etwas weniger als der von 2,2%, der vorher ermittelt worden war), der somit 2017 aufgeholt wurde, und dabei noch ein Überschuss von leicht über 1% verbleibt. Ebenfalls lag das BIP des Jahres 2017 um 1,1% über dem von 2015.
Die Investitionen lagen 2017 um 11,3% über dem Vorjahr, mit steigender Tendenz: im 4. Quartal lagen sie um 20,7% über dem Vorjahr und um 7,4% über dem 3. Quartal. Die starke Zunahme der Investitionen hat eine Wachstumswirkung auf das Jahr 2018. Der private Konsum stieg 2017 um 3,6%. Dass Investitionen und auch der Konsum 2017 mehr als das BIP stiegen, erklärt sich durch höhere Importe, die dies ausgeglichen haben.
Die einzelnen Bereiche der Wirtschaft haben sich 2017 im Vergleich zum Vorjahr wie folgt entwickelt: Landwirtschaft: +3,9%; Fischerei: +14,3%; Bergbau: -3,4%; Industrie: +2,8%: Strom, Gas und Wasser: -1,1%; Bauwirtschaft: +10,4%; Handel und Reparaturen: +2,6%; Hotels & Restaurants: +1,8%; Transport und Fernverbindungen: +2,7%; Finanzen: +5,1%.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,59, gegen $ 20,52 eine Woche zuvor. Die ZB musste jedoch Dollar verkaufen, um den Kurs zu halten. Am Mittwoch wurden u$s 24 Mio. verkauft, nach u$s 187 Mio. am Dienstag und u$s 45 Mio. am Montag. Im Laufe des Monats März hat die ZB u$s 1,33 Mrd. verkauft. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 61,61 Mrd., gegen u$s 62,22 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.2.19 bei $ 24,17, was einen Jahreszinssatz von 22,23% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 4,39%, und lag dabei um 7,55% über Ende 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel gingen in einer Woche zum Mittwoch allgemein zurück. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,05%; Argentina 2021: -0,28%; Argentina 2026: -1,39%; Argentina 2046: -2,53%; Bonar 2014: -0,22%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 493,48 pro Gramm gehandelt (Vorwoche; $ 495,12), und bei 24 Karat zu $ 787,94 ($ 790,55).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 19.3.18 um 26,92%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro-und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 24,43% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 19.3.18 um 31,95% auf $ 2,20 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 47,36% auf $ 1,47 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen in der gleichen Periode um 12,49% auf u$s 30,38 Mrd. ab (was auf Unterbringung von Schatzscheinen in Dollar zurückzuführen ist), und die Dollakredite nahmen um 58,12% auf u$s 16,02 Mrd. zu.
***
Die Regierung verhandelt sehr hart mit der Pharmaindustrie über die Preise der Medikamente, die sie dem Institut für die Betreuung der Gesundheit der Rentner, PAMI, verkaufen. Die Regierung hat dabei für jedes Medikament einen Durchschnitsspreis berechnet, der als Referenz gilt. Die Unternehmen betrachten dies als einen Höchstpreis, der auf alle Fälle unter den Preisen liegt, zu denen sie das PAMI bisher belieferten. Die Unternehmen bieten ihrerseits Rabatte für Medikamente, deren Preise stark gestiegen sind. Es gibt vorerst keine Einigung. Das PAMI kauft im Jahr Medikamente für ca. $ 6,5 Mrd.
***
Die Industrieproduktion lag im Februar 2018 um 8,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, und 2,2% über Januar, hat das Wirtschaftsinstitut FIEL ermittelt. Das 1. Bimester liegt um 4,8% über dem Vorjahr.
***
Der Stromkonsum der Industrie lag im Februar um 4,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Haushalte vebrauchten 3,3% mehr, obwohl die Durchschnittstemparatur leicht unter dem Vorjahr lag. Vom gesamten Stromverbrauch stammten im Februar 66,8% aus Wärmekraftwerken, 26,49% aus Wasserkraftwerken, 4,86% aus Kernkraftwerken und 1,8% aus erneuerbaren Energiequellen.
***
Der Nationalstaat wies im Februar ein primäres Defizit (ohne Zinsen) von $ 20,23 Mrd. aus, 24,4% unter dem Vorjahr. Das echte Defizit (das als “finanziell” bezeichnet wird und Zinsen einschließt), erreichte 27,74 Mrd., 7,5% unter dem Vorjahr. Doch im 1. Bimester erreichte das echte Defizit $ 53,63 Mrd., 50,8% über dem Vorjahr. Diese Zunahme ist darauf zurückzuführen, dass die Zinslast im Vergleich zum Vorjahr um 291,1% zunahm, was nur zum geringsten Teil durch geringere Subventionen für öffentliche Dienste und niedrigere Kapitalausgaben ausgeglichen werden konnte. Im Februar 2018 lagen die gesamten Einnahmen bei $ 172,97 Mrd., 26,7% über dem Vorjahr, während die primären Ausgaben (ohne Zinsen) mit $ 193,18 Mrd. nur um 18,4% zunahmen. Die Subventionen für öffentliche Dienste und Staatsunternehmen nahmen um 31,2% ab, die Kapitalausgaben (Staatsinvestitionen) um 15% und die Zuwendungen an die Provinzen um 4,5%. Die Ausgaben für Gehälter und Soziallasten stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 16,3%, also weit unter der Inflation. Doch die Zinslast stieg um 130,9%, von $ 3,25 Mrd. auf $ 7,51 Mrd.
***
Der Index der Grossistenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) weist im Februar eine Zunahme von 4,8% auf, nach 4,6% im Januar, womit das 1. Bimester 2018 mit 9,62% schließt. In 12 Monaten zum Februar betrug die Zunahme 26,3%. Diese ist grundsätzlich auf die Abwertung zurückzuführen, die sich direkt auf importierte Produkte und indirekt auf solche auswirkt, die auch exportiert werden, wie Getreide und Ölsaaten. Im Februar nahmen lokal erzeugte Produkte um 4,9% und importierte um 4,3% zu. Doch im Januar waren die Preise importierter Produkte um 7,1% gestiegen. Die Zunahme des Indices ist auch auf Tariferhöhungen beim Strom und Gas zurückzuführen.
***
Bei der landwirtschaftlichen Ausstellung Expoagro, die in der Vorwoche in San Nicolás, Provinz Buenos Aires, begonnen hat, trafen 17 Interessenten aus verschiedenen Staaten ein (USA, Südafrika, Russland, Ukraine, Kolumbien, Bolivien, Vietnam u.a.), die sich für lokal erzeugte Maschinen für die Landwirtschaft interessierten. Fachleute wiesen darauf hin, dass die Möglichkeit bestehe, Exportgeschäfte für u$s 10 Mio. abzuschließen. In einigen Fällen haben Vertreter ausländischer Fabrikanten von landwirtschaftlichen Maschinen bei der Expoagro auch Interesse gezeigt, sich in Argentinien niederzulassen. Argentinien verfügt über eine sehr leistungsfähige Industrie auf diesem Gebiet, die im 19. Jahrhundert schon entstand, die auch Neuerungen aufweist, die erst später in anderen Ländern übernommen wurden.
***
Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren teilte Präsident Mauricio Macri mit, dass die französische Firma Eramet E 380 Mio. zwecks Ausbeutung eines Lithiumlagers in der Provinz Salta investieren werde. Das Projekt habe schon die Phasen der Forschung und der Versuchsausbeutung überstanden., so dass jetzt die effektive Produktion von Lithium in Angriff genommen werde.
***
Der Tarif für die Wasserversorgung durch die staatliche AYSA, die den Raum von Groß-Buenos Aires versorgt, wird ab Mai (ohne Steuern zu berücksichtigen) um 26% erhöht, von $ 562,5 auf $ 708,75 pro Bimester. Bei Gebieten, in denen der Tarif höher ist, geht die Zunahme von $ 894.1 auf $ 1.126,6. Für 1,56 Mio. Haushalte beträgt die Zunahme schließlich 68%, von $ 325,96 auf $ 547,62, weil in diesen Fällen der Abschlag von 25% schrittweise abgeschafft wird.
***
Die Sojabohnenernte dieses Jahres wird von der Getreidebörse von Rosario jetzt auf 40 Mio. Tonnen berechnet, nachdem es noch vor einer Woche 42 Mio. sein sollten. In vorangehenden Jahren waren über 50 Mio. Tonnen geerntet worden, und einmal sogar fast 60 Mio. Beim Mais hat die Börse ihre Schätzung von 35 auf 32 Mio. Tonnen herabgesetzt. Die Dürre hat sich dieses Jahr stark ausgewirkt.
***
Die Gewerkschaft der Hauswarte hat mit der Vertretung der Verwalter von Appartementwohnungen und des Verbandes der Wohnungsbesitzer für dieses Jahr eine Zulage von 12% vereinbart, von der 8% ab April und 4% ab August gezahlt werden, zu der noch eine einmalige Zahlung von $ 6.000 hinzukommt, auf die keine Soziallasten berechnet werden. Im September soll eine neue Verhandlungsrunde stattfinden, für den Fall, dass die Inflation stark zunimmt. Das Abkommen gilt ab Mai. Der Verband der Appartementbesitzer wurde neu geschaffen, und erhielt erst im November 2016 die Zulassung, um bei der Verhandlung mit den Hauswarten aufzutreten. Es ist das erste Mal, dass die Besitzer der Wohnungen mitmachen. Vorher waren sie nur durch die Verwalter vertreten. Das hat unmittelbar zu einer Verhärtung der Position geführt. Die Gemeinkosten sind in den letzten Jahren weit über die allgemeine Inflation gestiegen, und die Zahl der säumigen Appartementbesitzer hat stark zugenommen. Das Problem stellt sich besonders bei Gebäuden mit wenigen Wohnungen. Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat schon Schritte unternommen, um die Gemeinkosten zu verringern, aber es fehlt noch viel in diesem Sinn.
***
Die Regierung hat die Subvention für lokale Fabrikanten von Maschinen und Anlagen, erneut verlängert, dieses Mal nur bis Ende des Jahres. Dieses System wurde in den 90er Jahren eingeführt, als die Zölle auf importierte Kapitalgüter abgeschafft wurden, damit die lokale Industrie konkurrieren konnte.
***
Der Vizepräsident der Entwicklungbank für Lateinamerika (CAF, Andenköperschaft) Antonio Pinheira Silveira, kündigte anlässlich der Konferenz der Finanzminister der G20-Staaten an, dass die Bank Kredite an Argentinien in Höhe von u$s 700 Mio. für drei Jahre vorgesehen habe, mit Schwerpunkt auf die Senkung der Transportkosten.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln der ZB vom Dienstag lag der Zinssatz für 28 Tage mit 28,50% um 0,25 Prozentpunkte unter der Vorwoche. Die Offerten betrugen $ 459,09 Mrd., und angenommen wurden dabei $ 453,72 Mrd. Gleichzeitig verfielen bestehende Lebac für $ 526,20 Mrd., so dass der Bestand der ZB um $ 72,48 Mrd. abnahm. Von den untergebrachten Lebac entfallen $ 313,46 Mrd. auf 28 Tage (zu 25,50%), $ 51,10 Mrd. auf 56 Tage (zu 28,30%), $ 71 Mrd. auf 92 Tage (zu 25,90%), $ 11,97 Mrd. auf 147 Tage (zu 25,50%), $ 1,66 Mrd. auf 210 Tage (zu 25,25%) und $ 3,53 Mrd. auf 273 Tage (zu 24,95%). Der Lebac-Bestand der ZB wird immer kurzfristiger.
***
Im Jahr 2017 wurden 32.170 Maschinen für die Landwirtschaft verkauft, 25,6% mehr als im Vorjahr. Der Umsatz stieg wertmäßig um 56,8% auf $ 31,19 Mrd. Die Zahl der verkauften Traktoren nahm um 45,3% auf 9.696 Einheiten zu, die der Erntemaschinen stieg um 36,5% auf 1.455 Einheiten, und die der Saatmaschinen um 9,3% auf 2.217 Einheiten. Der Anteil der importierten Maschinen hat zugenommen.
***
Das unter der Regierung von Néstor Kirchner gegründete Energieunternehmen Enarsa wurde schließlich, wie angekündigt, neu benannt: es heisst jetzt “Integración Energética Argentina S.A.”. Vorstandspräsident bleibt Hugo Balboa.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die zwei größten Zellstofffabrikanten Brasiliens, Fibria Celulosa und Suzano Papel & Celulosa, haben fusioniert, wobei Suzano u$s 11 Mrd. für seinen Konkurrenten zahlte. Die neue Gesellschaft hat einen Börsenwert von ca. u$s 25 Mrd. Die Beteiligung der Förderungsbank BNDES von 29,1% an Fibria verbleibt, sinkt aber bei der neuen Gesellschaft auf 11,1%. Der Käufer erwartet bei dieser Fusion Synergieeffekte von bis zu u$s 2,5 Mrd.
***
Das chilenische Bruttoinlandsprodukt nahm 2017 um 1,5% zu, weniger als erwartet, berichtet die ZB. Doch das 4. Quartal lag um 3,3% über dem Vorjahr. Nachdem das BIP in den letzten vier Jahren (Regierung von Michelle Bachelet) kaum gestiegen ist, erwartet die neue Regierung (von Piñera) dieses Jahr eine Zunahme von 3,5%.
***
Die spanische Repsol hat eine Tankstelle in Mexiko eröffnet, und beabsichtigt 250 pro Jahr einzurichten, um eine Beteiligung von 10% am Konsum von Benzin und Dieselöl zu erreichen. Die Firma wird die Erdölprodukte von Pemex beziehen, aber eigene Chemikalien (Markte Neotech) hinzufügen, die die Dauer der Motoren verlängern.
***
US-Präsident Donald Trump hat in den USA alle Geschäfte mit der venezolanischen Kryptowährung Petro verboten. Diese Währung diene dazu, US-Sanktionen gegen Venezuela umgehen zu wollen, hieß es am Montag in einer Erklärung des Weißen Hauses. Der US-Präsident verbot die Geschäfte per Dekret allen US-Bürgern. Die USA versperren Venezuela damit einen weiteren Zugang zu frischem Kapital. Maduro setzt deswegen seit Februar auf die eigene Digitalwährung namens Petro, abgesichert mit Ölreserven. Trumps Erlass gilt für alle digitalen Währungen, die von der oder für die Regierung Venezuelas erlassen wurden. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Deutsch-Argentinische Industrie- und Handelskammer (AHK)
Deutsche Unternehmen mit einer Niederlassung in Argentinien haben sich allgemein positiv über ihre Entwicklung in Argentinien geäußert. 67% rechnet für 2018 mit Wachstum, 89% mit einer Umsatzzunahme, und 61% mit einer besseren Rentabilität, 45% wies auf die Notwendigkeit hin, die Belegschaft zu erhöhen und nur 7% stellen eine Abnahme in Aussicht.
68% der Firmen wies darauf hin, dass die politisch-wirtschaftliche Lage positiv für sie sei, wobei 17% sie ”sehr positiv” und 10% negativ einstuften, und 5% erklärte, dies habe für sie keine Bedeutung. Nur 9% hat den lokalen Kapitalmarkt als Finanzierungsquelle erwogen. Die Unternehmen begrüßen die Vereinfachung bei Steuern und staatlichen Amtsschritten, die Abkommen zwischen der Regierung, den Gewerkschaften und den Unternehmen, und die Unterstützung der internationalen Kreditanstalten als die wichtigsten Faktoren, die die Regierung zwecks Verbesserung der Kreditfähigkeit und Förderung der Investitionen berücksichtigen sollte.
Was den legalen steuerlichen Rahmen für Investitionen betrifft, haben die Unternehmer folgende Umstände hervorgehoben: Freihandelsabkommen, Schutz von Auslandsinvestitionen, das neue Gesetz über öffentlich-private Zusammenarbeit (PPP), der Schutz des geistigen Eigentums, die Verringerung der Kapitalkosten, steuerliche Stabilität für neue Investitionen, und sektorielle steuerliche Förderungsmaßnahmen. Allgemein wird die Verbesserung der Infrastruktur als notwendig angesehen.
Transclor
Diese auf dem Gebiet der Erzeugung und Verteilung von elektrochemischen Produkten in Argentinien führende Firma hat ein bedeutendes Investitionsprogramm für 2018 bekanntgegeben, das sich auf folgendes bezieht: 1. Inbetriebnahme eines Trocknungsofens für Aluminiumpolichlorid mit Technologie FSD. Das Produkt soll auch exportiert werden, sowohl nach südamerikanischen Staaten, wie nach Europa. 2. Mit einer neuen elektrolytischen Anlage soll eine Chlorproduktion von 310 Tonnen pro Tag erreicht werden. 3. Mit einer neuen Anlage für die Erzeugung von Chlorsäure soll die Produktion auf 700 Tonnen pro Tag gebracht werden. 4. Mit einer neuen Transformationsstation für Hochspannung wird die Stromversorgung sichergestellt und verbilligt.
Parex
Dieses Unternehmen, das Baumaterialien der Marken Klaukol, Parex und Revear erzeugt und vertreibt, hat eine neue Fabrik in Cruz Alta, Provinz Tucumán, in Betrieb genommen, die eine Verdopplung der Produktion im Nordwesten erlaubt, auch mit neuen Produkten. Die Errichtung der Fabrik von 4.350 qm bedeckter Fläche und einer Kapazität von 45.000 Jato pro Schicht, hat $ 41 Mio. gekostet, was zum jeweiligen Wechselkurs umgerechnet um die u$s 2,7 Mio. darstellt.
Mefro Wheels
Diese Fabrik von Felgen für Automobile, die einzige im Land, in Rosario, die ein Vergleichsverfahren vor Gericht abwickelt, hat die unmittelbare Schließung in Aussicht gestellt, nachdem der Verkauf an ein brasilianisches Unternehmen gescheitert ist. Felgen sind in Brasilien billiger, weil Stahl viel billiger ist und die Arbeitskosten viel geringer sind.
Banco Macro
Diese lokale Bank, die größte der rein argentinischen Banken, kontrolliert von Jorge Brito, hat 8 Agenturen eröffnet, davon 6 in der Umgebung der Stadt Buenos Aires: in Merlo, San Fernando, Pilar, Florencio Varela, Monte Grande und Caseros. Eine weitere entfällt auf die Bundeshauptstadt (im Stadtviertel Flores) und eine andere auf San Luis.
Tenaris-Siderca
Dieses Unternehmen des Techint-Konzerns, das sich auf nahtlose Stahlröhren spezialisiert, mit Fabrik in Campana, nördlich der Bundeshauptstadt, hat von der Regierung den Preis für Qualität in der Kategorie der Großunternehmen erhalten. Produktionsminister Francisco Cabrera und Modernisierungsminister Andrés Ibarra übergaben den Preis an Javier Martinez Alvarez, Präsident der Firma.
SAP
Dieses deutsche Informatik-Unternehmen, weltweit eines der bedeutendsten, hat beschlossen, vier neue Geschäftseinheiten, die für Dienstleistungen in verschiedenen Ländern bestimmt sind, nach Argentinien zu verlegen. SAP-Regionalpräsident Claudio Muruzábal, erklärte, einige befänden sich gegenwärtig in den USA und Kanada, wobei die Verlegung auf der Qualität der auf dem Informatikgebiet spezialisierten Menschen in Argentinien fuße. Unmittelbar wird die Zahl der in Argentinien Beschäftigten von 750 auf 850 erhöht. Es handelt sich hier um Systeme für Ausstellung von Rechnungen, Inkasso, Verwaltung von Auslandsreisen u.a. Zwecke. Die neuen Einheiten werden in den SAP-Büros im Vorort Munro eingerichtet. SAP hat in Lateinamerika 40.000 Kunden, davon 80% kleine und mittlere Unternehmen.
Ingenio La Esperanza
Diese Zuckerfabrik, mit ausgedehnten eigenen Pflanzungen von Zuckerrohr in der Provinz Jujuy, steht kurz vor der Übernahme durch eine private Gruppe, nachdem sie vorher in Konkurs geraten war und das zuständige Gericht eine Versteigerung angeordnet hat. Der kolumbianische Konzern Omega Energy hat zu diesem Zweck die Firma Alesa (Agroindustria La Esperanza) gebildet und u$s 85 Mio. geboten, mit einem Investitionsplan von $ 350 Mio. Die zweite Offerten stammt von Productora del Norte, vom Zuckerrohrproduzenten von Tucumán Juan José Budeguer, der u$s 20 Mio. und eine Investition von u$s 70 Mio. geboten hat. Doch während das kolumbianische Unternehmen sich verpflichtet, 600 Arbeitnehmer der bestehenden Belegschaft zu erhalten, und auch die Arbeitsjahre zu berücksichtigen, will der Unternehmer von Tucumán, dass alle entlassen werden und er dann von Null auf beginnt. Damit ist die Gewerkschaft jedoch nicht einverstanden.
Diese Zuckerfabrik, mit Pflanzungen auf mehreren tausend Hektar, wurde ursprünglich von der britische Gruppe Leach gegründet, und wechselte dann ab der 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts mehrmals den Besitzer. Zunächst ging das Unternehmen auf die US-Gruppe Deltec über, und schließlich landete sie bei der Familie Figueroa, aus Santiago del Estero.
Wirtschaftsübersicht
Gradualismus, auch mit größeren Schritten
Von Juan E. Alemann
Die Macri-Regierung hat von Anfang an klargestellt, dass sie an die bestehenden Probleme, sowohl die geerbten, wie viele andere, schrittweise herangehen werde, was als “Gradualismus” bezeichnet wird. Es ist klar, dass es eigentlich keinen anderen Weg gibt, weil es unmöglich ist, alles auf einmal zu machen. Ebenfalls bestehen faktische Hindernisse, um an bestimmte Probleme heranzugehen. 500.000 völlig überflüssige Staatsangestellte (im Bundesstaat, den Provinzen, den Gemeinden und in Staatsunternehmen und autonomen Ämtern) per sofort zu entlassen, wie es theoretisch notwendig wäre, um die Staatsausgaben drastisch zu verringern, ist einmal aus juristischen Gründen nicht möglich, weil die meisten Beamtenstatus genießen und somit nicht ohne einen konkreten Grund, der jeden Einzelfall betrifft, entlassen werden können. Abgesehen davon wäre dies von sozialem Standpunkt nicht möglich. Ebenfalls beanspruchte die Ordnung der Staatsinvestitionen und die Ausmerzung der Kirchner-Korruption viel Zeit, wobei in zwei Jahren und drei Monaten schon enorm viel erreicht worden ist. Und ähnlich ist es mit anderen Problemen, wie die Anhebung der stark zurückgebliebenen Tarife öffentlicher Dienste auf ein vernünftiges Niveau.
Die Kritiker des Gradualismus wissen genau, dass man nicht alles auf einmal tun kann, umso mehr als die Macri-Regierung keine parlamentarische Mehrheit hat, und ein Schock einmal faktisch nicht vollzogen werden kann, weil alles kompliziert ist und geprüft werden muss und außerdem unerträgliche Konsequenzen haben könnte. Doch was gefordert wird, ist eine Beschleunigung des Rhythmus, weil es sonst zu einer Krise kommt. Das hohe Defizit der Staatsfinanzen sollte schneller gesenkt werden, als es die Regierung vorhat, und das hohe Defizit der Leistungsbilanz muss auch kurzfristig stark verringert werden. Und beides wird laut Kritikern, mit den vielen kleinen Schritten, die jetzt vollzogen werden, nicht rechtzeitig erreicht, so dass die Gefahr einer großen Krise besteht, die auch die Gegenwart belastet.
Die Rolle des IWF
Wenn jetzt Schatzminister Nicolás Dujovne in der Vorwoche in einem Seminar, das von der britischen Zeitschrift “The Economist” organisiert wurde, den Gradualismus bestätigt und beiläufig sagt, dass es keinen kurzen Weg noch Zauberei gibt, so sagt er nichts Neues. Neu ist hingegen, dass zum gleichen Zeitpunkt die Generaldirektorin des Internationalen Währungsfonds, Christine Lagarde, bei einem Besuch in Argentinien den Gradualismus unterstützte und in einer Konferenz in der Universität Di Tella, die sie mit Minister Dujovne teilte, betonte, dass die argentinischen Behörden die bestehenden wirtschaftlichen Probleme entschieden angehen und dabei die Möglichkeit der Gesellschaft berücksichtigen, diese Reformen aufzunehmen. Einige Tage später ging sie noch weiter und sagte, die ersten zwei Regierungsjahre von Macri seien “erstaunlich” gewesen, mit tiefgreifenden Reformen, die über den Gradualismus hinausgingen. Derartige Äußerungen haben bei einer sonst zurückhaltenden Person eine besondere Bedeutung.
Die Macri-Regierung hat bisher keine finanzielle Unterstützung des IWF gefordert und somit auch kein “Standby-Abkommen” abgeschlossen. Doch für den Notfall, also wenn sich ein finanzielles Problem bei der Zahlungsbilanz ergibt, besteht diese Möglichkeit, nachdem der Fonds, wie es Frau Lagarde äußerte, die Macri-Wirtschaftspolitik prinzipiell bejaht, und ohnehin ein guter Dialog besteht. Das ist sehr wichtig und trägt unmittelbar zur Beruhigung der Finanzwelt bei. Eine unvorhergesehene Finanzkrise kann dann kurzfristig überwunden werden. Erinnern wir uns daran, dass Argentinien bei der Krise vom Jahr 1995, die von der mexikanischen übertragen wurde und deshalb “Tequila-Krise” getauft wurde, kurz vor einem Massendefault von Banken stand, und dass diese Gefahr mit einem Schlag verschwand, als bekannt wurde, dass ein Abkommen mit dem IWF vereinbart worden war. Der IWF hat nicht nur eine finanzielle, sondern auch eine psychologische Wirkung. Das sollte man nicht vergessen.
Zwei große Schritte bezüglich Finanzdefizit
Bei einer genaueren Analyse bemerkt man, dass es bei diesem Gradualismus auch große Schritte gibt, die für die Überwindung der genannten Probleme wesentlich sind. Der erste ist das neue System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit bei Infrastrukturinvestitionen (benannt PPP, “participación público-privada”), das eine wahre Revolution darstellt und wie üblich, viel zu wenig erklärt worden ist. Dabei wird die finanzielle Last auf das Privatunternehmen verschoben, so dass sich der Staat nicht verschuldet. Doch der Staat ist letztlich doch für diese Schulden verantwortlich, weil er die Verpflichtung übernimmt, die Raten des Kredites zu zahlen oder, wenn es Mautgebühren oder sonst Einnahmen gibt, diese zu sichern.
Hier besteht noch ein ungelöstes Problem: Der argentinische Staat wird von seinem Ruf als schlechter (und betrügerischer) Zahler belastet, was auf alle Fälle hohe Zinsen bedeutet und störend wirkt. Um dies zu überwinden, ist eine Garantie notwendig. Es war die Rede davon, dass die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank eine solche bereitstellen, aber es gab dann keine weiteren Fortschritte in diesem Sinn. Das sollte sofort aufgeholt werden, noch bevor die ersten Zuteilungen nach dem PPP-System erfolgen. Abgesehen davon, sollten die Ratenzahlungen über die Banco Nación erfolgen, mit einer Norm, die bestimmt, dass die Bank den entsprechenden Betrag von der Beteiligung des Bundesstaates am Erlös der nationalen Steuern direkt abziehen kann. Ein Dekret in diesem Sinn entzieht dann dem Staat die Möglichkeit, Zahlungen hinauszuschieben. Die Banco Nación wäre gezwungen, pünktlich zu zahlen.
Was das PPP-System betrifft, so hat die Regierung bisher nur den finanziellen Aspekt hervorgehoben, und es dabei versäumt, zu erklären, dass das System zu einer schnelleren und billigeren Durchführung der einzelnen Objekte führt, weil der Baurhythmus nicht mehr von der Ausstellung der Bauzertifikate und den entsprechenden Zahlungen abhängt, die in der Regel verzögert werden, sondern direkt vom Bauunternehmen gemäß Planung erfolgt, wobei das Unternehmen ein Interesse hat, den Bau zu beschleunigen, um auf diese Weise Kosten zu sparen.
Was die Finanzierung des Defizits betrifft, so ist es sehr wichtig, dass die Regierung die Finanzierung auf dem internationalen Finanzmarkt dieses Jahr auf u$s 9 Mrd beschränkt hat, und den Restbetrag auf dem Binnenmarkt aufnimmt. Denn die Banken, die die argentinische Finanzlage beurteilen, blicken an erster Stelle auf die staatliche Auslandsverschuldung auf dem Markt, die jetzt in Grenzen gehalten wird. Die innerstaatliche Verschuldung ist im Wesen nur ein Thema der staatlichen Buchhaltung, und die Staatsverschuldung auf dem internen Finanzmarkt und auch die Schuld gegenüber internationalen Finanzinstitutionen oder Staaten haben eine zweitrangige Bedeutung.
In der Vorwoche wurde schon ein Betrag von umgerechnet u$s 3,5 Mrd. auf dem lokalen Finanzmarkt aufgenommen, bei einer viel höheren Offerte. Bei den Dollartiteln werden um die 3,5% gezahlt, weit unter dem Zinssatz der staatlichen Wertpapiere, die unlängst auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht wurden. Doch vom Gesamtbetrag entfallen nur u$s 1 Mrd. auf Dollar, während der Rest in Pesos untergebracht wurde. Das war ein Fehler, da es die Kreditfähigkeit der Banken beeinträchtigt, während bei Dollartiteln Mittel aufgenommen werden, die brach liegen. Es hätte alles in Dollar sein sollen.
Der Dollarbestand der argentinischen Sparer ist sehr groß: Bei den Banken haben sie über u$s 30 Mrd. deponiert und in Dollarscheinen (zu Hause oder in einem Bankschließfach) angeblich (gemäß einer Schätzung der Federal Reserve der USA) u$s 50 Mrd. Für diese Sparer ist ein Zinssatz von 3% anziehend, weil sie bei Bankdepositen weniger und bei Bardollar gar nichts erhalten.
Was jetzt noch fehlt, ist dass die Wirtschaftsführung und besonders die ZB-Leitung begreifen, dass Argentinien faktisch ein bimonetäres System hat, das jedoch besser funktionieren würde, wenn es voll anerkannt würde, wie es in den 90 Jahren unter Menem als Präsident und Cavallo als Wirtschaftsminister der Fall war. U.a. wird dabei der Kauf von Dollarnoten, der gegenwärtig Kapitalflucht darstellt, in lokales Sparen umgewandelt, das der Wirtschaft zugute kommt. Das ist keine Kleinigkeit.
Dialog mit Unternehmern und konkrete Maßnahmen
Ein weiterer großer Schritt ist die Einführung des Dialogs des Kabinettschefs und der Minister des wirtschaftlichen Bereichs sowie anderer hoher Beamten mit Vertretern der einzelnen Branchen, die anlässlich der Zusammenkunft der Führung des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” mit dem Kabinettschef und Ministern eingeleitet wurde. Dies besteht schon bei der Forstwirtschaft und der Milchwirtschaft, angeblich mit positivem Ergebnis. Auch die Erdöl- und Gaswirtschaft hat einen guten Dialog mit Minister Aranguren. Jetzt sollte dies auf viele andere Branchen erweitert werden. Wenn die Unternehmer die Chance beim Schopf ergreifen, die ihnen jetzt geboten wurde, und konkrete und gut durchdachte Vorschläge machen, die sich auf zusätzliche Exporte und Verhinderung unnötiger Importe beziehen, dann kann die Leistungsbilanz stark entlastet werden. Haben die Unternehmer begriffen, dass sie konkrete, vernünftige und machbare Vorschlage vorlegen müssen, statt alles von der Regierung zu erwarten?
Die Senkung der Inflation
Das andere Problem, vor dem die Regierung jetzt steht, ist die Beherrschung der Inflation. Die Regierung hat sich ein Inflationsziel von 15% für dieses Jahr zum Ziel gesetzt. Doch auch wenn es schließlich 20% wären, würde damit eine Verringerung um ca. 5 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr erreicht werden, die eine abnehmende Tendenz zum Ausdruck bringt. Die Regierungssprecher haben klar geäußert, dass sie die Inflation nicht sofort ausmerzen können, sondern dies schrittweise vollziehen werden, etwa wie in Chile u.a Ländern, um eine negative Wirkung auf die Konjunktur zu vermeiden. Im Gegenteil, sollte eine abnehmende Inflation das wirtschaftliche Wachstum fördern.
Doch, so wie sich der Index der Konsumentenpreise im ersten Bimester 2018 entwickelt hat, besteht die Gefahr, dass die Zunahme im ganzen Jahr 2018 schließlich wie im Vorjahr ausfällt, eventuell sogar etwas höher. Das wäre eine Katastrophe, weil die Regierung dabei ihre Glaubwürdigkeit einbüßt.
Indessen gibt es gute Gründe für den Rückgang der Inflationsrate. Einmal wurden mehrere große Gesamtarbeitsverträge mit Zulagen von 15% abgeschlossen, und wenn die Erhöhung im staatlichen Bereich auch in dieser Größenordnung liegt, dann wäre das ein großer Erfolg, der zur Verringerung des Defizits beiträgt, weil dann die Staatsausgaben nominell weniger als die Staatseinnahmen zunehmen, wie es schon im Februar 2018 der Fall war. Unlängst erklärte Minister Hernán Lombardi, der für staatliche Medien zuständig ist, dass er nicht beabsichtige, die Belegschaft des staatlichen Fernsehkanals, die unter den Kirchners von 600 auf 1100 Personen erhöht wurde, zu verringern, aber dafür bei der diesjährigen Lohnverhandlung keine Erhöhung bieten werde, nachdem die Gehälter schon anormal hoch seien (im Durchschnitt $ 85.000 pro Monat!). Also nicht 15% oder weniger, sondern Null. Das wäre ein starkes Zeichen für andere Bereiche, in denen die Gehälter auch überhöht sind, an erster Stelle bei der Justiz.
Der zweite Aspekt, der bezüglich Inflation wichtig ist, ist die Erklärung von Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren, dass der wichtigste Teil der Tarifkorrektur schon vollzogen sei, wobei der Verbleibende einfacher sei und sich weniger stark auf das Einkommen der Verbraucher auswirken werde. Dennoch bestehe weiter eine hohe Subvention: Bei der Elektrizität betrage sie 27% bis 30%, wobei sie bei denjenigen, die den sozialen Tarif zahlen, viel höher sei. Doch am anderen Extrem, bei Haushalten mit einem hohen Verbrauch, ist die Subvention geringer, wie es sein muss. Beim öffentlichen Personentransport in Groß-Buenos Aires ist die Subvention allerdings auch nach der jüngsten Tariferhöhung höher. Auf alle Fälle wurde bei öffentlichen Diensten allgemein der absurde Zustand überwunden, den die Regierung von Cristina Kirchner mit lächerlich niedrigen Tarifen überlassen hatte. Dass auch in Zukunft ein Teil der Tarife vom Schatzamt finanziert wird, also grundsätzlich mit Steuereinnahmen bezahlt wird, gehört in das Kapitel Sozialpolitik.
Das fehlende Bewusstsein der Besserung
Gewiss fehlt noch viel für die Überwindung der kritischen Probleme der argentinischen Wirtschaft, doch es wurde schon viel mehr getan, als allgemein empfunden wird. Dass die Regierung dies nicht mitzuteilen weiß, worüber Präsident Macri unlängst bei einer Zusammenkunft mit seinen Ministern seinen Ärger zum Ausdruck brachte, gehört in ein anderes Kapitel. Im allgemeinen wissen argentinische Regierungen, und nicht nur die von Macri, nicht, wie sie ihre Erfolge mitteilen sollen. Cristina Kirchner versuchte es über kontinuierliche Auftritte im Fernsehen, fantasierte und log dabei jedoch so heftig, dass sie schließlich bei vielen Menschen die gegenteilige Wirkung erreichte.
Im Journalismus gilt das Prinzip, dass “gute Nachrichten keine Nachrichten sind”. Die Nachrichtensendungen der Fernsehkanäle sind voll mit Mord und Totschlag, mit Überfällen, Vergewaltigungen und Betrügereien. Einfach allem, was schlecht geht. Sie vermitteln ein tragisches Bild des Landes. Die staatlichen Kanäle verhalten sich genau so. Um die Verbreitung guter Nachrichten, muss sich jemand in der Regierung bemühen, der von diesen Dingen etwas versteht. Doch gerade das ist nicht der Fall. Zumindest ein Fernsehkanal sollte in der Spitzenzeit (18 bis 21 Uhr) über die vielen positiven Ereignisse und Entwicklungen berichten. Es gibt bestimmt gute Journalisten, mit ökonomischer Ausbildung, die man für diese Arbeit trainieren und einsetzen könnte.
Beiläufig sei bemerkt, dass die Verbreitung und Erklärung der vielen kleinen Schritte, und der wenigen großen, mit denen die Regierung vorwärts schreitet, dazu beiträgt, die Stimmung der Gesellschaft zu verbessern, was nicht nur eine politische Wirkung hat, sondern sich auch auf die Wirtschaft auswirkt, die mehr Optimismus benötigt, damit unternehmerische Initiativen, und besonders Investitionen, vollzogen werden.
Schlussfolgerungen
Abschließend noch eine Bemerkung: Macri sollte die Tatsache voll ausnutzen, dass er jetzt eine politisch starke Stellung hat, unbeachtet der Tatsache, dass die Umfragen in letzter Zeit ein weniger günstigeres Ergebnis für ihr aufweisen. Es könnte ohne weiteres in bestimmten Aspekten härter durchgreifen, also mehr “große Schritte” in den Gradualismus einschleusen. Wenn die Wirtschaft (also das BIP) dieses Jahr um 2% bis 3% wächst (was vorläufig durch zahlreiche Einzeldaten bestätigt wird) und nächstes Jahr noch einmal so viel, wie es sein dürfte, dann sollte sich ohnehin die politische Stimmung für die Macri-Regierung verbessern.
Doch rein politisch helfen ihm zwei Umstände: Einmal, dass es keine einheitliche Opposition gibt. Cristina Kirchner hat eine große Minderheit hinter sich (die auf 25% bis 30% der Wähler geschätzt wird), aber ebenfalls ruft sie bei einem großen Teil der Bevölkerung eine schroffe Ablehnung hervor, die Macri begünstigt. Die zahlreichen, meistens sehr bösen Prozesse, die gegen Cristina unerbittlich fortschreiten, dürfen schließlich auch ihre politische Stellung noch mehr schwächen.
Hinzu kommt dann noch, dass der echte Peronismus, der in vielen Gouverneuren und Bürgermeistern, sowie Politikern wie Randazzo und Bossio, zum Ausdruck kommt, keine Führung und kein Programm hat, was ihn notorisch schwächt. Und Sergio Massa weiß auch nicht, ob er als Einzelgänger weitermacht oder sich dem Peronismus anschließt, was ihm jedoch Probleme in seiner Partei schafft.
Bei dieser Konstellation nimmt die Aussicht auf eine Wiederwahl von Macri und auch von María Eugenia Vidal sowie Horacio Rodriguez Larreta stark zu, was die Möglichkeit einer Rückkehr zum Populismus und zur Irrationalität schwächt und der langfristigen Aussicht auf einen konstanten Fortschritt, nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet, eine solidere Grundlage verschafft. Und dies wirkt sich auf die Gegenwart aus, vornehmlich bei Entscheidungen, die langfristig gedacht sind.